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Vierzehnter Tag nach, Abtauf des Ausgatieteges:  13.  Jun1 ¡Off 

Gesetz 

fiber Leistungen an Körperbeschädigte 

(K -Leistungsgesetz) 

vom 8. April un 

Der, Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkiindet wird: 

Anspruch auf Leistungen 

§ 

(I) Personen, die durch unmittelbare ltrieg,seip.wirkungeri 
oder anläßlich militärischen 'oder militärähnlichen Dien-
des Gesundheitsichädigungen erlitten _haben, erhalten 
wegen der Folgen dieser Schädigung' für sich und ihre 
Hinterbliebenen Leistungen nach den. VoiSchriften der 
gesetzlichen Unfaliversicherung, soweit sich flach dieseixi 
Gesetz nichts anderps 

(2) Leistungen werden nicht gewährt für Folgen. einer 
gesundheitlichen Schädigung, 'dle'mit einer -Dienstleistung 
für die NSDA-.P, deren Gliederungen -oder angesoldossenen 
Verbänden  in ursächlichem Zusammenhang stehen, 

(3) Die Leistungen können in weiteren Fallen. durch 
Ausführumgsverordnungen ausgeschlossen werden. 

(4) Leistungen nech Abs. 1 Werden gewährt, sofern  at  

Grtuid der bisherigen gesetzlichen Vorschriften nicht be-
reits über den Versorgiingsanspruch rechtskräftig entl. 
acitiedeti *orden ist. 	. 	 . 

(5) Rentenabfindungen nach anderen Gesetzen !werden 
'cni Ansprüche nach diesem Gesetz angerechnet. 

§2  

(1.) Zur Anerkennung einer Gesundheitssehädigung im 
Sinne des § 1 Abs. 1 genügt die Wahrscheinlichkeit des 
ursächlichen Zusammenhangs mit dem' schädigenden Er-
eignis. 

(2) Arbeiten, zu denen Angehörige der deutschen Wehr-
macht in Kriegsgefangenschaft verwendet werden, gelten 
als Militärdierrst.  

§ 3 

(11, Körperersatzatücke, otthopädische und 'andoro Hilfse. 
mittel sowie Führhunde für Blinde werden von der Len.- 
desversicherungsanstalt und den yen  ihr  dieseiu 
Zwecke eingerichteten Dienststellen geliefert. 

(2) Badekuren gewährt die Landesversicherungsanstalt. 

(3) Im übrigen kann die 'Landesversicherungsanstalt init 
der Durchführung der Krankenbehandlung einschließlich 
der Heilanstaltspflege und Hattspfiege die Krarikenkassen 

• beauftragen.' 

	

- 
	

§ „4. 
- 

Die Krankenkassen erhalten Fite den Atefiraufwand, der 
Ihnen durch dip Gewährung von Leistungen an Leistungs-
berechtigte entsteht, im Rahmen des Staatshaushelts-
planes Kostenersatz, der auch hi Pausehalbeträgen, 
folgen, kann., Das Nähere hierilber bestimmt die' Landes-
regierung. 

Renten 

§5  - 
ist  die Erwerbsfähigkeit durch die Schädigung insge-4  

samt  um  weniger als 30 v. H. gemindert, se wird Renie 
nicht gewührt. - 

§6  

(1)'  Jugendliche Beschädigte erhalten  bis zur Vollendung 
des 14. Lebensjahres die für eine Minderung der Er-
werbsfähigkeit von 40  V. A. vorgeseherié Teilrente, wetul 
dem Unterhaltspflichtigen. infolge der Schädigung beson-
dere A.ufwendungen erwachsen. Nach Vollendnng des 
14. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres beträgt  die  
Renie 60 v. H., nach Vollendung des 18. Lebensjahres, 
100 v. H. der nach diesem Gesetz bemessenen Renie. 

- (2) Maßgebend ist der Wohnsitz des Bereadigten in 
' Verbindung -mit dem fili Reichsbeamte geltenden. Orts-
klasseriverzeichnts..Dabei werden zugewiesen die Orte der 
Sonderklsse der Orfs-klasse I, die Orte der Ortsklasse 
A und B der OrtsklasSe II, die Orte der Ortsklasse C 
und D der Ortsklasse III. Besteht der  Wohnsitz gleieh-
zeitig an mehreren Orten verschiedener Ortsklassen, so 
Ist  der Jahresarbeitsverdienst der  höheren 'Ortsklasse nina-
gebend. Für RentenempFänger, die keinen Wohnsitz haben, 
gilt der Jahresarbeitsverdienst der Ortsklasse IH als 
Hüchstbetrag. 

- 	" 
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(3) Als Jahresarbeitsverdienst gelten an Orten 

der Ortsklasse I . • . . 1800.—  BM 
der Ortsklasse H . . . . 1710.—  BM 
der Ortsklasse III - . . • 	1620.—  B-M  

§ 

(1) Die Witwe erhält eine Rente nach den Vorschriften 
der gesetzlichen Unfallversicherung ' 

a) solange sie nicht nur vorübergehend durch Krankheit 
oder andere Gebrechen wenigstens zwei Drittel ihrer 
Erwerbsfähigkeit verloren hat, oder 

b) sobald sie das 60. Lebensjahr vollendet hat, oder 

c) solange sie ein waisengeldberechtigtes Kind, das das 
dritte Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder zwei 
waisengeldberechtigte Kinder unter S Jahren aufzieht. 

(2) Voraussetzung- der Witwenrente ist, daß der Tod 
des thegatten die Folge einer Schädigung ini Sinne des 
§ 1 Abs. 1 ist. 

Fristen 

§ 

(1) Der Beschädigte nach § 1 muß seine  Leistungsan-
sprüche zur Vermeidung des Ausschlusses innerhalb eines 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieses desetzes anmelden. 
Der Arbeitsminister kann diese Frist verlängern. 

(2) Die Vorschriften der §§ 124-134 der Reichsvemiche-
rungsordnung gelten entsprechend. 

§ 10 . 

(1) Hinterbliebene müssen den Leistungsansauch zur 
Vermeidung des Ausschlusses spätestens innerhalb eines 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, oder wenn 
der Todesfall erst pach dem Inkrafttreten eintritt, inner-
halb eines Jahres nach dein Tode  de . 	an- 
melden. 

(2) § 8 Abs. 1 Satz' 2 sowie. § 9 Abs. 1 Buchstabe c und 
Abs. 2 gelten entsprechend.  

§ 11 
(1) Der Anspruch auf Reite entsteht mit dem Monat, in 

dem die - Voraussetzungen `für die Gewährung der Rente 
erfüllt sind, frühestens mit dern Monet, in dem die An-
meldung bei der Landesversicherungsanstalt erfolgt Set. 

(2) Die Krankenbehandlung und die Berufatürsorge be- 
ginnen mit dem Tage, an dem die Bedingungen für die 
Gewährung erfüllt sind, frühestens mit dens Tage der 
Anmeldung oder r ech  Wegfall des Anspruchs auf Lei-
stungen der gesetzlichen Krankenversicherung. 

§12 

(1) Dei Anspruch auf Hinterbliebenenrente entsteht 
frühestens mit dem auf den Sterbetag folgenden Tag; eine 
für den Sterbemonat  gezahlte  Rente ist tageweise wu 
errechnen. 

(2) Wird ein Anspruch auf Hliaterbliehenenrente erst 
nach Ablauf eines Jahres nach dem Tode geltend ge-
macht, beginnt die Zahlung mit dem Monat, in dem die 
Voraussetzungen Mr die Gewährung der Rente erfüllt 
sind, frühestens mit dem Monat, in dem die Anmeldung 
erfolgt ist. 	 •  

(3) Für die nach dem Tode ihres Vaters geborenen 
Waisen beginnt die Zahltmg der Renie mit dem Monet 
der Geburt, sofern der Anspruch innerhalb eines Jahres 
nach dei Geburt geltend gemacht worden ist, sonst mit 
dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt let. 

(4) Eine Erhöhung der Hinterbliebenenrente beginnt mit 
dem Monat, der auf das die Erhöhung begründende Er-
eignis folgt, frühestens mit dem Monet, in dem der An-
trag auf Erhöhung gestellt wird. Eine Minderung oder 
Entziehung der Hinterbliebenenrente tritt mit dem Ab-
lauf des Monats ein, in dem die Voraussetzungen für die 
bis dahin gewährten Bezüge weggefallen sind. Die nach 
diesem Zeitpunkt gezahlten Hinterbliebenenrenten sollen 
nur  zurückgefordert werden, wenn der Leistungsberech-
tigte eine wesentliche Veränderung der für den Bezug der 
Rente maßgebenden Verhältnisse absichtlich verschwiegen 
hat,  obwohl er von der Dienststelle auf die Pflicht zur 
Anzeige hingewiesen worden war. 

§ 13 • 

- (1) Entzieht sich ein Berechtigter ohne Grund einer 
Nachuntersuchung oder Beobachtung, so kann ihm die 
Renté auf Zeit ganz gder teilweise entzogen werden 
wenn er auf diese Folgen hingewiesen worden 1st. 

(2) Entzieht sich ein Berechtigter ohne Grund dem 
Heilverfahren und wäre die Erwerbsunfähigkeit durch 
das Heilverfahren voraussichtlich verhütet oder beset-
tigt worden, so kann die Rente auf Zeit ganz oder teil-
weise versagt werden, wenn der Berechtigte auf diese 
Folgen hingewiesen worden ist. 

§14 

(1) Auf die Rente werden  Einkünfte aus Arbeit, Ver-
mögen, Renten, Wartegeld, Ruhegehalt oder ruhegchalts-
iihnlichen Leistungen in Anrechnung gebracht bel einer 
Erwerbsb eschränkun g 
a) bis- zu 40 v. H. in Höhe von zwei Dritteln, _ 	- 
b) von mehr' als 40 v. H. bis 80  V.  H. in Höhe der Hälfte, 

voii'81 v_ H. ab ebenfalls in Höhe der Hälfte. 
(2) Von den Einkünften nach Abs. 1  bleiben  ktrzungsfrei 

bei a) RM 50.— 

bei b) EM let.—

hel  c)  BM 150:7- 

§9 

(1) Nach Ablauf der Frist kann der Anspruch noch 
geltend gemacht werden, wenn, 

a) Folgen einer Sehädigung erst später  iii einem die-Lei-
stungen begründenden Grade bemerkbar geworden 

' sind, 

b) Folgen einer Sphädigung zwar schon innerhalb der 
Frist in einem die Leistungen begründenden Grade be-
merkbar geworden sind, aber erst nach Ablauf der 
Frist, wenn auch in allmählicher gleichmäßiger Ent-
wicklung des Leidens, sich wesentlich verschlimmert 
haben, 

c) der Berechtigte an der Anmeldung durch _Verhältnisse 
verhindert worden- ist, die außerhalb seines Willens 
lagen. 

(2) Der Anspruch ist in dieSen Fällen -binnen sechs 
Monatên anzumelden, nachdem  die Folgen der Schädi-
gung oder die Verschlimmerung bemerkbar geworden 
sind oder die Voraussetzungen des Abs. 1 Buchstabe c • 
weggefallen sind. 

(3) Der Anspruch auf Krankenbehandlung xtrid beruf-
liche Ausbildung kann nach 'Ablauf der Frist noch geltend 
gemacht werden, wena seine Voraussetzungen erst später 
eintreten. Er mull binnen sechs Monaten nach dem Ein-
tritt seiner  Voraussetzungen' angemeldet werden. 
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• 

• 

(3) DeM. Beschädigten verbleiben jedoch von der Ren.te 

a) für eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 30 Kler 
• 40 v. a monatlich mindestens RM 10.—, 

b) für eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50 oder 
60 v. H. monatlich mindestens RIV1 20.—, 

c) für eitie Minderung der Erwerbsfähigkeit van 71 oder 
80  V. H.  monatlich mindestens RM 30.—, 

d) für eine Minderung der Erwerbsfähigkeit von  mehr els 

. 	. 80 V. H. monatlich mindestens RM 	 • ,
• 

_ 
(4) Auf die Witwenrente werden sonstige Einkünfte his 

zu monatlich RWE 100.— unabhängig von der Minderung 
der Erwerbsfähigkeit nicht angerechnet. 

(5) Die Waisenrente wird neben anderen Einkünften nur 
bis zum Gesamtbetrag' Von RM 60.— monatlich gewährt. 

(6) Besteht aus derselben, Ursache Anspruch auf Rente 
sowphl aus ',der' Reichsversicherung als anal nach,diesem 
Gesetz, so wird die shöhere Rente gewährt. Besteht  An-
spruch aus Verschiedenen Ursachen,. se, wird Rente 'nech 
den BeStimmungen der Reichsversicherungsordnung ge-
währt; jeder der Versicherungsträger iiberniinmt Seinen - 
Anten. 

(7) Der Berechtigte ist verpflichtet, den Bezug -eines 
Einkommens und jede wesentliche Änderung dieses Ein-
kommens anzuzeigên. Solange er diese Fräge nach einem 
solchen Einkommen nicht beantwortet, kann die Zahlung 
der Rente verweigert werden:, - 

- • 

Ilbertragung'; Verpfändring Tlind  P ändung ,  

§ s  15 

(1) Der Anspruch auf Rente und HinterbIieben.enrelite 
kann  übertragen, verpfändet und gepfändet werden nur 

a) wegen eines Anspruches .auf -  Erfüllung einer gesetz-
lichen Unterhaltspflicht, 

b) wegen eines Anspruches einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft auf Rückzahlung ze ITiarecht empfangener 
Barleistungen, 

•_ 
wegen eines A.nspruchs einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft auf Rückzählung einer nach gesetzlicher 
Verpflichtung gewährten Leistung für  die Zeit, Während 
der Rente nach diesem Gesetz gezahlt wird. 

,(2) Die Ubertragung, Verpfändung und. Pfändung, ist für 
die Zeit vor der Feststellung der Leistung unbegrenzt, 
nach der FeStstellung nur bis zur Hälfte der  festgestellten 
Bezüge zulassig. 

(3) In den Fällen des  Abs.  .1 Buchstabe a) ist die- Über-
tragung, Verpfändung und Pfändung insoweit unzulässig, 
als der Verpflichtete ihrer zur Bestreitung Seines Unter-
haltes oder zur Erfüllung einer vorgehenden oder gleich-
stehenden- Unterhaltspflicht bedarf. 	- 	• 

(4) In den Fallen des Abs. I  Buchstabe b) ist die 
Pfändung nur dem Berechtigten gegenüber zulässig, an 
den die 'Bezüge unrechtmäßig ,gezahlt worden sind. 

Schadenersatz 

§ 15 

• (1) Die • nach diesem Gesetz leistungsberechtigten Per-
sonen haben, aus dein Grunde einer Schädigung im Sinne 
des §- 1 Abs. 1 gegeff düs  Latid nur die auf diesem Gesetz 
beruhenden Ansprüche. trnberührt bleiben jedoch die An-
sprüche aus dem Reichshaftpflichttesetz vom 7.3Uni 1871 
(RGB1. S. 207). 	 , , 	, 	_ 

(2) Soweit den Leistungsberechtigten ein gesetzlicher 
Anspruch auf Ersatz des ihnen durch die Schädigung ver-
ursachten Schadens gegen Dritte zusteht; -gett dieser An- 

spruch im Umfange der durch dieses Gesetz begribideten 
Pflicht nur Gewährung von. Leistungen auf das Lail 
fiber. 

Berufsfürsorge 

§ 17 

Die Grundsätze über die Eingliederung der Sehwer- - 
beschädigten in den 'Arbeitsprozeß regelt die Landes-
regierung. 

kusführungsbehörden 

§ 18 

Die Durchführung dieses Gesetzei obliegt den Landes-
versicherungSanstalten. Sie. sind dabei an die Weisungen 
des Arbeitsministers gebunden. • 

§ 19 
. 

(1) Die Landesversioherungsenstalten stellen vor Be-
ginn des  Haushaltsjahres einen Haushaltsplan für 
Durchführung dieses Gesetzes auf. 

(2) Der Haushaltsplan bedarf der genehmigung der 
Landesregierung. 

§ 20 

Den Landesversicherungsanstalten werden die für die 
Durchführung•diekes Gesetzes entstehenden Auslagen .und 
der entsprechende, Anteil . an den  Verwaltungskosten 
durch den Stunt ersetzt. 

Feststellung der Leistungen 

1. Antragstellung 

§ 21 

Die Anträge auf . Leistungen nach diesem Gesetz 'siad 
schriftlich oder mündlich bei den  Dienststellen  der Lan-
desversicherungsanstalten ,zu stellen. Rechtswirksam ist 
auch die  Antragstellung bei einer anderen deutschen 
amtlichen Stelle oder- bei einem Trager der Reichsver-
sicherung. Die Anträge sind in solchen Fälla unter- Be-
nachrichtigUng des Antragstellers  unverzüglich  an die 
zuständige Stelle abzugeben: 

§ 23 

(1) Bei einem 'Wechsel des Wohnorts ist die Landesver-
sicherungsanstalt zuständig, in deren Bezirk der :riene 
Wohnort liegt. 

:(2) -Bedarf pip. Beschädigter während eines vorüber-
gehenden Aufenthalts außerhalb des Bereichs der Landes-
versicherungsanstalt seines Wohnortes der Kranketibe-
handlung, gelten die 1§ 219 bis 220 der Reichsversiche-: 
rungsordnung sinngefridß. 

- 

	 § 22 

(1) Ortlich - iuitändig  it  diejenige Landesversicherungs- 
• anstalt . Oder deren Dienststelle„ in deren Bezirk • der 

Leistungsberechtigte, z. Z. der Stellung des Antrags wohnt. 

(2) Bei Geltendmachung von Ansprüchen Hinterblie-
: bener ist der Wohn,ert und, wenn ein Wohnort . in dem 

näch Abs. 1 maßgebenden Zeitpunkt nicht vorhanden ist, 
der letzte Wohnort des Verstorbenen oder Verschollenen 
maßgebend. • ; , 

(3) Für die Fälle, in denen nach Abs.1 und 2 eine Zu-
ständigkeit nicht - begründet ist, beStimmt der Arbeits-
minister die zuständige Landesversicherungsanstalt. 
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2. Aufklärung des Sa chverhalte 

§24  
(1) Der Sachverhalt  is  von Amts Wegen aufzuklären. 

Die Beteiligten sind verpflichtet, zur Aufklärung, mitzu-
wirken. ; 

weit die Bewilligung der Rente von den Familien-, 
VermiigenS- • oder Einkommensverhaltnissen der  Antrag-
teRe abhängig  ist, haben diese auf Verlangen der Lan-

desversicherungsanstalt oder deren Dienststelle darüber 
Auskunft ;itt,geben.und nach Bewilligung von Renten jede 
wesentliche Anderung dieser Verhältnisse unverzüglich 
anzuzeigen. Die Landesversicherungsanstalt oder ihre 
DieriStstelle hat den Leistungsberechtigten. auf diese Ver-, 
pfliehtung hinzuweisen. 

(3) Die Landesversicherungsanstalten oder deren Dienet-
stellen Sind berechtigt, die Zahlung der Renie von der 
Vorlage einer amtlichen Bescheinigung über die persem-
lichen Verhältnisse der Leistungsberechtigten 'abhängig 
machera.; liie  näheren Bestimmungen trafi der Arbeite-
Minister. Die Bescheirhigung muß von „elier zur Pillirung 
eines • amtlichen Siegels berechtigten Behörde oder Ur-
kimdsperson ausgestellt sein. Zur Vorlage der Bescheini-
gaing,karni durch einfachere Brief aufgefordert werden.. 

§25  
(1) Das persönliche Erscheinen des Leistungsberechtig-

ten zur mündlichen Erörterung der gestellten Antrage, 
zur ärztlichen Untersuchung oder zur Vornahme sonktiger 
Feststellungen sowie seine Beobachtung in 'einem Kran-
kenhaus oder einer Heilanstalt können jederzeit angeord-
net werden. 

(2) Leistet' der Berechtigte einer solchen Anordnung 
chile wichtigen Grund keine Folge, so können daraus un-
giinstige Schlüsse für den geltend gemachten Anspruch 
gezogen werden, wenn die Anordnung einen entsprechen-
den Hinweis enthat. 

§26  
(1) Wer einer Anordnung gemaii § 25 Folge leistet, erhält 

auf Verlangen in magerriessenem Umlange Ersatz der 
baren Auslagen und Entschädigung for entgangenen Ar-
beitsverdienst. Ist die Anordnung durch einen unbegrün-
deten Antrag des Leistungsberechtigten veranlaßt worden, 
So• kann der Ersatz abgelehnt werden,  sofern  der Antreg-
steller sich nicht in einem •  entschuldbaren Irrtum befun-
den hat. 

(2) Gegen die Festsetzung oder Ablehnung ist innerhalb 
eines Monats nach der Bekanntgabe die  Beschwerde  an 
den BeschWe-ideausschul3 der  Landesversicherungsanstalt 
zulässig. 

(3) Erscheint der Leistungsberechtigte ohne Anordnung 
der Landesversicherungsánstalt  oder einer ihrer Dienste 
stellen aus einem der im § 25 Abs.1 aufgefiihrten Grande, 
so kann auf Verlangen  Ersatz  der baren Auslagen und 
Entschädigung für entgangenen Arbeitsverdienst in ange-
messenein Umfang geleistet werden, wenn die Notwen-
digkeit des Erscheinens anerkannt wird. 

§27  
(1) Die Landesversieherungsenstalt lader ihre Dienst- 

kiimien zur Aufklärung des' Sachverhalts Ermitt-
lungen  anstellen  und Beweis erheben. Sie können insbe-
sondere Zeugen und Saehverstandige vernehmen, Gut-
achten Und amtliche Auskünfte jeder Art einholen, 
Angenseltein riehmen und Urkunden leesehaffen odö  
deren Vorlegling oder Beibringung den Beteiligten aut-
geben..' ; . • - 

(2) Ist die, Beweisaufnahme vor der  zuständiges  Landes-
versicherungsanstalt oder deren Diens:steile mit Sehvirie- 

rigkeiten véthtin.den, namentlich wegen Or Entlerreeng 
des Ai4entlialtsortes der zu vernehmenden' Personen 'Vein 

it  éińer dieser Stellen, so kann  eine „ andere Dienststelle 
Oder, 'wean, tte Beweisaufnahme vor dieser ebeanni 
'8elaWierigkeiten unterliegen eine andere Behörde 
um die `Erledigung ersucht werden. 

§28  
(1) Leisten Zeugen oder Sachverständige  der Vorladung 

nicht Folge oder verweigern sie ohne Vorliegen der in 
den §§ 376, 388-385, 407, 408 der Zivilprozellordnung be-
zeichneten Gründe ihr Zeugrtis oder die Erstattung  dee 
Gutachtens, so kann die für die Entscheidung zuständi 
Behörde das für den Wohnort des Zeugen odor Sac/aver-

-stancligen zuständige Amtsgericht um die Vernehmung er-
suchen. 

' (2) ‚Erscheint es zur Herbeischaffung einer wahrheits-
gemäßen Aussage notwendig,  so kann das Amtsgericht twn  
eidliche Vernehmung ersucht werden. 

(3) In den Fallen der Abs. 1 und 2 finden die Vorschrit-
ten der ZivilprozeBerdnung entsprechende Anwendung; 
die Aussage oder die Eidesleistung darf niebt.  deshalb 
verweigert werden, weil dieses Gesetz oder andere gesetz-
liche Vorschriften eine Schweigepflicht begrandeh. Ob 
die Aussage oder .,die Eidesleistung verweigert ywerden 
darf, entscheidet der  ersuchte  Richter. Gegen seine Ent-
scheichmg ist innerhalb einer Woche Beschwerde an dan 
nächsthöhere  Gericht nach den Vorschriften der Zivil-
proeellordnung zulässig. 

§ 29 

Zeugen  und Sachverständige erhalten auf Verlangen 
Gebühren wie bei Vernehmung vor den ordeniliehen dee 
richten in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Gegen die 
Festsetzung oder Ablehnung ist innerhalb eines Moneta 
nach der Bekanntgabe die  Beschwerde  an denBeschwerde. 
ausschn13 der Landesversieherungsanstalt gullissig. 

a.  Bescheide 

- 
(3) In Bescheiden, die eine Bewilligung von Renteinent-

liaiten,  tst  zugleich Betrag und Beginn der Leistung test-
zustellen und die_Art , der Berechnung 4wsiehtlich zu 

sehen. 

(4) Ein rechtskräftiger  Bescheid  kann zu Gumien des 
13eeechtigten jederzeit aufgehoben werden, zu Ungunsten 
nurewenn die Voraussetzungen der Bescheiderteilung sieh 
ale unzutreffend erweisen. Gegen den neuen Beseheid  lt  
das Rechtsmittel der Berufung nach den Vorschriften der 
Reichsversichertmgsordmane gegeben. 

§31  
OD In den Bescheiden muß das zulässige Rechtsmittel 

und die Frist, in der dieseis einzulegen ist, angegeben 
werde m Wenn die Rechtsbefehrung oder die Fristangabe 
fehlen oder unrichtig sind, wird die Rechtsrnittelfrkd 
nicht in Lau/ gesetzt 

(2) Ein Bescheid, der nicht anfechtbar ist, hat den' Bin-
wdls zu erithalten, daß gegen ihn  in  Rechtsmittel 3:debt 
gegeben 

§30  
(1) Auf jeden' Antrag ist ein schriftlicher Beacheld  ze  

erteilen. 

• (2) »le Bescheide sind  hi  tatsachlicher und reehtlicher 
Beziehung  zu begründen, schriftlich euszufertigen und den 
Beteiligten  zuzustellen. Für die Zustellung gelten die 
Verschrliten der §§ 135, 136 der Retchsvensicherungs-
ordnung. 
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§ 32 • - 

• 	
, 	 b) das Gesetz liber die Versorgung der Vor dem 1. August 

' 	
,--'' 

s (1) Schreib- und Itechenfehler sowie ähnliche offerrctare 1914 au der Wehrmacht ausgeschiedenen Militarger- - 	 ' 
- 1frtriclitigkeiten, die"in dem Hescheidê VritlrOn140,; §i#,d , 	der Fassung vom 22.Dezember  

sonen und ihrer- Hinterbliebenen (Altrentlierge,setz) in 
jederzeit auf Antrag oder on Amts tregen . zu 64nel:iti:Orr. 
'Ober dihti 	 , B e, eric gung , entscheidet die LandesVersiehe-
rungsanstalt, die den Bescheid erlassen het. Die VeiltiOng, 
die den Bescheid berichtigt, wird auf der .tirSehrift 'turd 
den Ateffertigungen des Beseheides  vermerkt. 

(2) Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde aa das 
Landesarbeitsgericht zulässig. 

Spruchverfahren 

§33  
• (1) Gegen die Bescheide der Landesversicherungsanstal-

ten sind ,die gegen die Bescheide der gesetzliche,n Unfelt-
vensichernng vorgesehenen Rechtsmittel zulässig. 	' 

(2) Die Rechtsmittelfrist beträgt einen Monat Seit der 
Zustellung des anzufechtenden Bescheides,  be Zustellung 
außerhalb Europas sechs Monate. 

§34  
, In Angelegenheiten nach diasem Gesetz ist der Rechts-
weg vor den ordentlichen Gerichten  ausgeschlossen. 

7 
. 	§35  

(1) Die öffentlichen Behörden sina verpflichtet, den 
Landes versieherungsanstalten und deren Dienststellen auf 
ErSuchen Rechtshilfe zu leisten. Die Landesversicherungs-
anstalten und ihre Dienststellen sind gegenseitig zur Aus-
ktmfterteibing verpflichtet. Öffentliche Anstalten und A.n-

,stalten öffentlich-rechtlicher Körperschaften inüssen den 
Landesversichertingsanstalten und ihren Dienststellen auf 

,Verlangen, die bei ihnen geführten Krankenpapiere zur 
Einsichtnahme überlassen, wenn der Leistnngsberechtigte 
damit einverstanden ist. 	 • 

(2) Die aus der Rechtshilfe erwachsenden bareit Aus-
lagen — mit Ausnahnie der Patokosten 	sind  von der .  

ersuchenden Behörde ,zu erstatten_  

c) das Besatzun.gspersonenschädengesetz M der"-Fassrung 
, Volt 12.  April  1927 — RGBI. I, S. 103 

d) das Gesetz über  den Ersatz der durch den Krieg 
• ur 	Personenschäden, (Kriegspersorrensehäden- 
gesetz) m der Fassung Vom 22. DezeMber 1927, .7 om. I S.315 533 	 •• 

-e) die Verordnung über die Entschädigung' vcin PerSonen- 
, schaden (Pensonenschädenverordnung) vem 10: Novena-

ber 1940 	RGBI. I, S. 1482 

	

p des Offiziers-Pensionsgesetz vorn 31. Mai 1996 	ROBI. 
- • 

S.566 —; 

g)7das Militärhinterbliebenengesetz vom 17. Mai 1907 — 
RC;-B1. S.214 —; 

h) das Gesetz fiber die Versorgung der Angehörigen ,des 
Reichsheeres und der ReiCh.srnaring, sowie ihrer Hin ter-
bliebenen (Wehrmachtsversorgungsgesetz) in der 
sung  vom vom 19. September 1925 	RGBI. I, S'. 34,9„; 

i) das Gesetz fiber die Versorgung der Kapitulauten 'der 
früheren Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen 
tulantenversorgungsgesetz) vom 27. September 1938 — 
RGBI. I, S. 1222 —; 

k) das Fürsorge- und Versorgungsgesetz für die ehernai-
gen Angehörigen der Wehrmacht- und ihrer Hinter-
bliebenen (Weliemachtsfürsorge- und Versorgungsgesetz) 
vorn 26. August 1938 — RGB1 I, S. 1077 —; 

1) das Fürsorge- und Versorgungsgesetz für die ehemaii-
gen Angehörigen der Wehrmacht bel b'esonclerein Ein-
Satz mr.c1 ihrer Hinterbliebenen (Einsatzfiirsorge- rind 
Versorgungsgesetz) von' 6. Jrdi 1939 I, S. 

. 	 „ 

in) das Fiirsorge, und versorgungsgesetz für die eherriali-
gen Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes ,'Und 'ihrer 

' Hinterbliebenen (Reichsarbeitsdienst-Versorgungsgesetz) 
vom  8.  september  1938 --7  RGB1, I, S.1157 —; 	- 

§36  k 
. 04 Gebühren- und stempelfrei sind»  elle gerichtlichen 
*Ud außergerichtliehen Verhandlungen und Urkundenn 
Völlmachten and amtlichen Bescheinigungen, die zur 
Durchführung dieses Gesetzes und der zu seiner Ergan-
zUng ergehenden Vorschriften erforderlich werden. 
. (2) Die Vorschriften fiber die Gebühren und Auslagert 
der* Rechtsanwälte rind Notare (werden hierdurch nicht 
berührt. , 

Vbergangs- und Schlußverschriften 

§37  
• Der Arbeitsminister erläßt alle für die Durchführung 
dieses,Gesettes erforderlichen Durchführungsvorschriften. 

• n) rias . Fürsorge- und Versorgungsgesetz für die Weib-
licheii Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes und. ihrer 
Hinterbliebenen (Reichsarbeitsdienst-Versorgungsgesetz 
'V,i/J) vom 20. Dezember 1940 --- RGB1. I, S. 1631, 

- o) das pesetz über das Verfahren in Veriorgungssachen 
in der  Fassung vorn 17. Marz 1928 — RGBI I, S.63, 

§39  

Die bereits festgestellten Renten werden nach den 'VOr-
schriften dieses Gesetzes neu berechnet.' 

Inkrafttreten 

§40  

Dieses Gesetz tritt ain L Februar 1947 in Kraft. 

' 38 

 

 

' Mit dera Tage des Inkrafttretens  dieses Gesetzes treten 
die einschlAgigen Vorschriften der nachfolgenden Gesetze' 
and  Verordnungen  sowie die zu den verschiedenen'Ge-
iretzen ergangenen Ausführungsbestimmungen außer Kraft, 
Soweit sie hicht hereits anderweitig- auBer Kraft gesetzt 
warden sind: 

' sei das  Gesetz  über dM Versorgung
. 
 der Militärpersonen • 

- tind ihrer Hinterhliebenen (Rei tehsversorgrungsgesetz) in 
der FaSs" urig, der Eiek—annimachung vent 1. April  1939 
RGBLI„ S. 663 —; 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung 
sind gewahrt. 	 • 

Wiesbaden, den 6. April 1947. 

Hessisches Staatsministeriani 
• - 
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Gesetz  über  Verjährun-  gsfristen 
Nom 20. März 1947 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschloSsen, das 
hiermit verkündet wird: , 	• . 

§1  
Die biirgerlich-rechtlichen Ansprüche, die Ende des 

Jahres 1946 noch nicht verjährt waren, verjähren nicht 
vor dem Schluß des Jahres 1947. 

2 

Die bürgerlich-rechtlichen AusschluBfristen, die Ende 
des Jahres 1945 noch nient abgelaufen waren, endigen 
nicht vor dem Schluß des Jahres 1947. 

§ 3 
§ 1 dieses Gesetzes tritt am 31. Dezember 1946, § 2 am 

31. Dezember 1945 in Kraft. 

Die . verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung 
sind gewahrt. 

Wiesbaden, den 20. Marz 1947.  

Lehrziel der Volksschule erreicht haben. und nachwal*. 
lich ein Lehrverhältnis, men in Eigenlehre,  ehegang
sind, fiber das spätestens nach drei Monaten der Lehr* 
vertrag vorgelegt werden muß. 

§ 2 ' 

Durch dieses Gesetz werden die Bestinumingen des 
§ 4 des  Gesetzes  fiber die Schulpflieht im Deutschen • 
Reich (Reiclinschulpflichtgesetz vom 6. Juli 1938) vortiber* 
gehend aufgehoben. 

§3  
-Dieses Gesetz tritt  an 1. April 1947 in Kraft. 

§ 4 

Die zur Ausführung dieses Geseizes erforderlichen 
Rechts.- und Verwaltungsverordnungen erläßt der Minister 
ür Kultus und Unterricht. 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Lan,ciesregterung 
sind gewahrt. 

Wiesbaden, den 28. März 1947. 

Hessisches Staatsministerium 
Der Ministerpräsklent: 

i.V.Hilpert 
Der Minister der Justiz: 

Zinn 
Der Ministerpräsident: 

i.V.Hilpert 
Der Minister 'itr Kultus 

und Unterricht: 
Dr.E.Stein 

   

Gesetz 
zul. Verlängerung, der Verordnung zur Bewiit- 

schaftung des Brennholzes 
vom 26. März 1947 

Der HesSi.sche Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen. das hiermit verkündet wird: 

§1  
Die Verordnung zur Bewirtschaftung des Brennholzes 

vom 7. August 1946 wira bis zum 31. Mai 1947 verlängert. 

§ 2 
Dieses Gesetz tritt- am 1. April p1947  in Kraft 

Die verfassungsnaBigeir Rechte der ,Landesregierung 
sind gewahrt. 

Wiesbaden, den  26.  März 1947. 

Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident: 

i.V.Hilpert 

_Der Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Foreiten: 
Lorberg 

Gesetz 
fiber die Verlängerung der allgemeinen Schul- 

pflicht 
vom-  29 März 1947 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beichlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

§1  
Die Schulpflichr an den. Schulen des Landes Hessen 

wird für alle am Ende des Schtiljahres 1946147 zur Ent-
lassung kommenden Schiller um ein Jahr verlängert. Es 
kamen von - der Verlängerten Schulpflicht nur  solche 
Kinder ausgenommen und . beurlaubt werden, 'die das 

Gesetz 
über Regelung des Finanzausgleichs für das 

Ilaushaltsjahr 1946 

vom 8. April 1947 

Der Landtag hat das  folgende Gesetz beschlossen, dar 
hiermit verkündet wird. 

-L Finanzzuweisungen an die Gemeinden und Kreise 

§ 1 
Die Gemeinden und KreiSe erhalten SchnisSelzuwelsim-

gen gemäß § 2 ff. der Verordnung über die einstweilige 
Regelung des Finanz- mld Lastenausgleichs (Finanzaus-. 
gleichsverordnung) vorn 30. Oktober 1944 (RGB1. I S. 282) 
in voller Höhe des Solis des Haushartsjahres 1944. 

§2  
Die Gemeinden erhalten das volle Soll des Haushalts-

jahres 1944 der Bürgersteuerausglelcinsbeträge gemäß' § 2 
der Zweiten Verordnung über die - Vereinfachung des 
Lohnabzugs (Zweite LAV., vein 24. April 1942, RGB1. I 

_ S. 252). • 
§3  

Als Beitrag zu den Kosten der Ernährungs- und Wirt-
schaftsämter erhalten die Stadt- und Landkreise 3.60 R1V1 
je - Kopf der Bevölkerung nach dem Stand yam 1. Januar 
1946. 

§4  
(1) Soweit durch Zerstörung von Grundhesitz infolge 

kriegerischer Ereignisse die Einnahmen einer Geimeinde 
an Grundsteuer unter das Aufkommen des Haushalts-
jahres 1944 zurückgegangen sind, gewährt der Staat einen 
Ausgleich ni Höhe von neun Zehnteln dieses Grundsteuer-
ausfalls für 1946. 

(2) Soweit en). Totalschaden des Gebäudes vorliegt, dad 
die Gemeinde von dean  Grundstückseigentümer keine 
Grundsteuer erheben. Bei Teilschäden muß eine ange-
messene Heranziehung des Grundstiickseigentilmers zur 
Grundsteuer erfolgen. 
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IL Bildung eines Ausgleiehsstocks. 

' 	§ 
(2) Zum Ausgleich aufiergewöhnlither Belastungen mit 

Fürsorgeausgaben zur Senkung erheblich liber dem 
Durchsdanitt liegender Hebesätze der Ertragssteuern und 
aum Ausgleich von Härten bei der Durchfüheung dieses 
Gesetzes kann der Minister der Finanzen besondere Zu-' 
schlisse an Land- und Stadtkrejse aus einem Ausgleichs-
stock gewähren. 

(2) Zur BIldung des AUsgleichsstocks werden in den 
Staatshaushaltsplan 30 lVfillionen Reichsmark eingesetzt. 

M. Fortfall bisheriger Zuschüsse und Beiträge 

§ 6 
, Die in den. §§ 11 bis 13 der Finanzausgleichsveroecinusig 

erwähnten ZusChlisse 'werden nicht gezahlt. Der Polizei-
lastenspegleicah sowie die ZuschüsSe zu den Wegebaulasten 
werden durph besondere Gesetze geregelt. 

'IV. Änderung in der Lastenverteilung 

- § 7 
(1) Die Gesundheitsamter gehen mit Wirkung vom 

1. Oktober 1946 auf die Stadtz und Landkreise liber. Das 
Nähere regelt-der Minister des Innern im Etnvernehmen 
mit dem Minister der Finanzen. 

(2) Für die Zeit vom 1. Oktober 1945 bis 30. September 
1946 ,werden keiné Zuschüsse -  gezahlt mach Beitrage ge-
fordert. 

(3) § 14 'der Finenzausgleichsverordnung findet, keine 
Anwendung. 

: 	§ 8  
(I) Der Staat übernimmt die gesaanten-Kosten dee Für-

sorge für die Ostflüchtlinge. 
(2) Der Minister für Arbeit used Wohlfahrt' erläßt 

Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen die erfor- 
derlichen Ausführungsvorsohriften. . 

• § 9 
- (1) Der Staat erstattet den: Fürsorgeverbänden die 
Mehrausgaben, die ihnen im Rechnungsjahr 1946 infolge 
der Erhöhung der Richtsätze gemäß dem Erlaß des Mini-
sterS für Arbeit und Wohlfahrt vorn 14. Augiist 1945 be-
treffend Richtlinien und Richtsätze entstehen. 

(2) Der Minister für Arbeit und Wolalfahrt erläßt im 
Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen die er-
forderlichen Ausführungsbestisnmungen. 

V. Ausgleich der Hausbaltsfehlbeträge 

g io 
Sciweit die sonstigen Einnahmen eines Landkreises nicht .  

num Haushalt:sausgleich ausreichen, haben die Landkreise_ 
nach Maligabe. des § 15 der Finanzausgleichsverordneing 
eine Kreisumlage zu erheben. 

. 
§ 11 

t 

VI. 'Haushaltsgestaltung der Kommunahierbande der 

Regierungsbezirke Kassel und Wiesbaden sowie des 
- 

Landesfürsorgeverbandes des Regierungsbezirks 
Darmstadt 

§ 12 

Die Kommunalverbände der Regierungsbezirke Kassel. 
und Wiesbaden -sowie der Landeseirsorgeverbancl des 

Regierungsbezirkes Darmstadt erheben eine Umlage in 
Miale der Gesamtumiage des Haushaltsjahres 1944. Der _ 
Usnlageschnissel wird durch Verordnung des' Ministers 
,der Finanzen und des Ministers des Innern im Einver-
nehmen mit den Kornmunalverbänden festgelegt. Soweit 
die sonstigen Einnahmen der Verbände neben der Um-
lage zue Herstellung des Hau.shaItsausgleichs nicht aus-
reichen, gewährt der Staat die erforderlichen Zuschüsse. 

§ 13 

Der Haushalt der Verbände wird vorn Minister der 
Finanzen Einvernehmen mit dem Minister des Innern 
festgestellt. 

DilrehfithrungsbeStiminungen. nkraftireten 
_ - 

'§ 14 	. 

'Soweit in diesem Gesetz nicht anders bestimmt, ist der 
Minister der Finanzen zmyl Erlai3 von Ausftihrungs-
bestimmungen berechtigt. `_ 

, 
§ 

-Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1946 in 
Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte er Landesregierung 
sind gewanzt. 

Wiesbaden, den 8. April 1947. 

Hessis.clie,s Staatsministerium 

Der Ministerpräsident: 
	

Der Minister der Fi enzenk 

1.V, Zinnkann 	• e 
	Hilpert 

Gesetz 
zur Regelung der Polizeikosten J& das 

Rechnungsjahi 1946 
vom 9. Apeli 1947 

Der Landtag hat folgendes Gesetz beschlossen, das hier-
• mit verkündet wird: 

§ 1 

(1) Die Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung werden 
von den Gemeinden und Gemeindeverbänden, die einen 
Ortspolfzeibezirk bilden, geteagen; ihnen fallen auch die 
Einnahmen aus der örtlichen Polizeiverwaltung zu. 

(2) Soweit in Geaneinden und. Gemeindeverbänden die 
örtliche Polizeiverwaltung von einer staatliclien Behörde 
gefährt wird oder sich dort-staatliche -Rierichtungen für 
Aufgaben der örtlichen Polizeiverwaltung, insbesondere 
staatliche Polizeibeamte befinden, bestreitet der Staat 
die durch die staatliche VerwaItung und die Verwendung 
staatlicher Beamter entstehenden Polizeikosten: Die staat-
liche Polieeiverwaltwag erhebt elle Einnahmen, die aus 

-den von ihr Z'u erledigenden polizeilichen Aufgaben ene-
stehen. 	• 

(3)- Gemeinden und Gemeindeyerbände, in deren Bezirk 
die Ortspolizei vom Staat ausgeübt wird; sind verpflich-
tet, Suf Ersuchen der staatlichen Polizeiverwaltun,g orts-
polizeiliche Anórdnungen gegere Erstattung der Selbst-
kosten durchzuführen, soweit sie 'durch Haft oder Trans-
pert entstehen. 

§ 2 

(1) Die Gemeinden mit kommunaler Polizei erhalten zu 
den ihnen Rechnungijahr 1946 erwachsenden Kosten 
der Polliei Ifirjede vela der kommunalen Aufsichts- 

Die Laedkreise sind zur Bildung eines besondèren Ause . 
gleichsstocks verpffichtet: Auf die Verwendung der" Mittel. 

die, Vorschriften des § 5 entsprechende Anviene 
dung. 
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hehörde áls zuschußberechtigt anerkannte und besetzte 
Polizeivolizugs- und Polieeiverwaltungsbeambenstelle einen 
steatlichen Zuschuß. 

	

, Der Jahreszuschidi beträgt: 	 •- 

a) en deft. laidenden Ausgaben für 'Gemeinden 
mit mehr als 100 000 Einwohnern RM 3000.— je Beamten, 
mit 20 000 bis 100 000 Einwohnern RM 2750.— je Beamten, • 
mit weniger 'als 20 000 Einwohnern RM 2500.— je Beamten. 

b) zu den ,einmaligen. Ausgaben (erstmalige Austattung 
i.  ä.) für Gemeinden 	 ' 	" ' • 

mit mehr als 100 000 Einwohnern RM 1000.— je Beamten, 
mit 20 000 bis 100 000 Einwohnern RIVI 750.-- e  je Beenden, 
mit weniger alp 20 000 Einwohnern RDA 500.— je Beamten. 

(2) Für Polizeibeamte (Wachmannschaften), für die die 
Kosten zum überwiegenden Teil vim Dritten erstattet 
werden, werden Zuschüsse nicht gezahlt. . 
, (3) Die  Zuschüsse werden. iti zwei Raten gezahlt, und 
zwar ' in Halbjahresbeträgen, die sie.h unter Zugrunde-
legung des Personalstandes am 1 Sidi 1946 und 1. Januar 
1947 ergeben. • 

§3 
(1) Zu derie dem Staat erwachsenden Kosten der  Polizei 

Leisten  die Gemeinden „mit mehr als 1000 Einwohnern, in 
denen die Polizei staatlichen Behörden übertragen ist, 
einen 'Jahresbeitrag, dessert' Fehe sieh nach der Ein-
wohnerzahl bemiBt. Er beträgt in Getneinden 

mit weniger als 5000 Einwohrterii BM 2,— je Einwohner; 
Mit mehr as 5000 Einwohnern BM 2.40 je Einwohner. 

(2) Der Berechn.urig •  des Beitrageś  sind aie Einwohner-
zahlen des amtlichen Verzeichnisses der Gemeinden in 
Gro13-Hessen (Ausgabe Mai 1946) zugrunde zu legen, 

(3) Bei Versteatlichung oder Entstaatlichung der Polizei 
oder. bei Ein- oder Ausgemeindungen ist der Beitrag der 
betroffenen Gemeinde von  dein Zeitpunkt neu festzu-
setzen, von dem die Neuabgrenzung des Polizeibezirkes 
in Krah tritt. Der Neufestsetzung wind die Einwohner-
zahl geme8 § 3 (2) dieses Gesetzes zugrunde gelegt. 

(4) Der Beitrag ist in. 'Geld zu entrichten. , 

14 
(1) Die Beiträge sind mit je einem Viertel ihres Jahres-

betrages am 20.  de e zweiten Monats eines jeden Kalender-
vierteljahres fällig. Sie können auf die  Steuerüberwei-
sungen  odek Finanzzuweisungen des 1..andes angerechnet 
werden. 

(2) Bereits fällige Beiträge 'sind zum nächsten alige-
meinen Fälligkeitstermin nachzuzahlen. 

	

§ 5 	. 
Der Minister des Innern und' der Minister 'der  Finan-

zen erlassen die zur Durchführung und  Ergänzung  dee 
Gesetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungvor-
Schriften und entscheiden über die bef. Anwendung dieses 
Gesetzes auftretenden Zweifelsfragen. * 

§ 5 
Dieses Geseti tritt mit Wirkung vom 1. April W46 in 

Kraft. Die  diesem Gesetz entgegenstehenden Bestimmun-
gen -- insbesondere 'des Reichspolizeikosterigeeetzes vom 
M. April 1940 — finden für das Rechnungsjahr 1946 keine 
Anwendung. 

' Die' verfassungsrnäBigen Rechte der Laiidesrêgierung 
Sind  gewahrt. 	' - 

Wiesbaden, den 9. April 1947. 

Staatsministeriunt 

Der Ministerpräsiiient: 

i. V. Hilpert,  

Verordnung 
Ifurclufiihrung des Gesetzes betreffend 

Xntterung der Verordnung über die Erhebung 
der Gewerbesteuer in vereinfachter Form 

, vom 28. November 1946 

Zur Durchführung des Gesetzes vom 18. bezember 1945 
betreffend Änderung  der Verordnung über die Erhebeng 
der Gewerbesteuer in vereinfachter Form (GVB1. 1946 S. 814 
wird auf Grund des § 12 der Reichsabgabenordnung tree-
Ordnet: 

Abschnitt 1 

Uberweisung der Gewerbesteuer an die Gemeinden 

§1 

Aufteilung des Gewerbesteueraufkommens 
OE  (1) Die seit dem 1. Januar 1946 entrichteten Gewerbe-

steuerbetrüge nach dem Gewerbeertrag und Geiverbee 
kapitel, insbesondere die Vorauszahlungen auf die Ge-
werbesteuer, sind vim den Finanzemtern monatlich an 
die Gemeinden zu überweisen. 

(2) Die Oberweisung an die einzelne Getneinde 
folgt in. Höhe der Betrage, die von den in ihrem Bezirk 
betriebenen gewerblichen tinternehmen gezahlt worden 
gind. 

Abschnitt e 

Gewerbesteuerausgleich zwischen Wohngemeinden und 
Betriebsgemeinden eAusgleichszuschuß) 

§ 2 

Maligebende Vorschriften; Übergangsregelung 

(1) Wohegemeinden können von Betriebsgemeinden ter 
die Zeit seit dem 1. Januar 1946 wieder einen Zuschuft 
nach den Vorschriften der §§ 12 bLs 21 des Einführungs-
gesetzes zu den Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1938 
(11,GB1. I, S. 961) beanspruchen (Ausgleichszuschuß). 

(2) Für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 1944 
Sowie für das Reelinungsjahr 1946 sind die §§ 12 WS 21 
des Einführungsgesetzes zu den Realsteuergesetzen nur 
nach MaBgabe der §§ 3 bis 8 dieser Verordnung  oczu-
wenden. 

e §3 

- Anspruchsberechtigte Wohngemeinde: Mindestzahl der 
Arbeitnehmer 

(§ 12 Abs. 2, § 14 EinfGRealStG.) 
. (1) Anspruch ad den. Ausgleichszusehuß haben die OO-
meinden, in denen am 31. Dezember 1945 Arbeitnehmer 
ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hatten, dt  
in ,einer anderen Gemeinde (Betriebsgerneinde) in eittein 
in dieser Gemeinde der Gewerbesteuer inderliegenden 
Betriebe tätig waren. 

(2) Die in § 14 des Einfithrungsgesetzes zu don Reg-
Steuergesetzen geforderte Mindestzahl von mehr als zehn 
Arbeitnehmern mull am 31. Dezember 1945 in der Be-
trlebsgemeinde beschäftigt gewesen sein. 

§4  
Berechnung des Ausgleichszuschusses 

• 	(§ 16 EinfGRealStG.) 
. (i) Der Ausgleichszuschn6, den eine Betriebsgemeinde 

an  eitleWahrigemeitide eu zahlen hat, betrtigt fitr die 
Zeit von'. 1.  Januar . 194.  bi zum 31. Marz 1947 

Der Minister deg Innern 
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- - - 	 le Arbeitnehiner 
Mr Wohngemeinden bis Zu 2000 Einwohnern 13.--- RM , • 

-170/1 melas als 2000 bis ..ide 5000 Einwohnern .16-•  IM  
•von mehr als 5000 bis zu .10 000 Einwohnern 19.— RM 
vob mein' als 10 000 big zu 25 000 Einwohnern 22.—  BM  
von rnehr als 25 000 Einviohnern . . . 	 RI4  • 

(2). Der Berechnung ist die Zahl der 'Arbeitnehmer zu 
Grunde zu legen, die am 31. Dezember 1945 in der Be-
triebsgerneinde in einem dar Gewerbesteuer 'unterliegen-
den Betriebe beschäftigt waren. Mir die Einwohnerzahl 
der WOhngemeinden son das vom Statistisehen Landes-
anal fin. Großhessen herausgegebene „Anatliche Verzeich-
nis der Gemein,den in Großhessen — Ausgabe Mai '1946" 
maßgebend sein. . 

§ 

Anmeldung der Ansprfiebe 

(§ 17 EinfGRealStG.) 

(1).  D1  Anmeldufig des Anspruchs, auf Ausgleichs-
zusibuß fiir die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. März 1946 
mld ftir das Rechntengsjahr 1946 girt als -reehtzeitig"er-
fotki, wenn sie spätestens am 3•L'Erezember. 1946 der Be,  
triebsgemeinde zugegangen ist.. 	,• 

	

. 	. 	 . 

	

(2) Bel der. Anmeldung sind 	Namen. • der Arbeit- 
nehmer, die am 31- Dezernber 1945  hi  dr Wohngerneinde 
flaxen Wohnsitz aler gewöhnlichen Aufenthalt hatten und 
in derrn etriebsgemein,de beschäftigt waren, und die 
Nampa und Anschriften der Betriebe anzugeben, in denen 

Arbeitnehmer tätig waren. 

Erklärung der Betriebsgemeinden 

(§ 	Ein8GReeiStG) '"' 	* 
Die Erklärung der 'Retriebsgenteinde darub ęt ,  ob sie 

den An„Sprtigh an,erkennt; bat SPätesteni'' ai n 31. ;leaner' 
100 und die Stelltmg des AntrageS der OEWelingenteinde 
au  .Entscheidang dutch die obere Genteincleaidslchts-
behörde spätestens am 31. März 1947 zu erfolgen. 

§ 

FAlligkeit 

(§ 19 EinfGRealStG.) 

(1) Die Betriebsgemeinde hat ,den Ausgleichszuschnß 
an die tlIbluagetrrleincle bis zum 15. April 1947 zu' iablen. (OE 

(2) In dringenden Mieli kann auf Antrag einer  Ge- 
meinde die obere GerneindeaufsichtSbehörcie einen frühe-
ren oder späteren Fälligkeitstag bestimmen oder die 
Zahlung von Teilbeträgen anordnen. 

§ 8 - 	 • . 

Steuerausnutzung  in dennVohngerneinden 

(§ 13 unii' g 20 EinfGRealStG.) 

413 und § 20 des Einführungsgesetzes zu den Realsieuer-
gesetzen finden keine Anwenilung. 

Abschnitt 3 

Zerlegung des einheitlichen Steuenneßbetrages 

§ 	• • • 

Maßgebende Vorschriften . 

"Order cleñ Voraussetzungen des § 28 Abs.- 1 Und des 
§ 36 des Gewerbesteuergesetzes ist für die Zeit seit dem 

' Januar mo der einheittiche Steuermeßbetrag' nach 
dem Gewerbeertrag Und Gewerbekapital wieder in die 
aid die  einzelnen„  entfallenden Anteile (Zez-  • 
legungsanteile) genia() §§ 28 bis 34 des Gewerbesteuer--
gesetzes zu zerlegen. ” 

§ . 10 

Festsetzung, Erhebung  und Verteilung der Gewerbesteuer 
'im Falle der Zerlegung 

(1) 'Die Gewerbesteuer heel  dem Gewerbeertrag . unii 
GeWerbekanital wird atif, Grund der Zerlegungsanteile' 
nach den Hebesätzen festgesetzt Wad erhoben, die für 
das in dem Erhebungszeitraum beginnende 'Rechnungs-
jabs von den beteiligten Gemeinden festgesetzt worden 
sind. Die yarschriften des _§ 3 Abs. 3 bis 5 der Verordnung 

,iiiaer die Erlielading:der Gewerbesteuer in vereinfachter. 
Fonia Vom 31. 11/10'17 100 (RGB1. 1, S. 231) tnd  nicht rnehr 

festgesetzt  *Orden' Sind. 

(3) Die naeh Abs. 2 Satz 1 zuständigen Finanzämter 
haben die kir die einzelnen Betriebsstätten testgesetzte 
Gewerbesteuer für jede Gemeinde unter einer besonderen 
Steuerritumber mim Soli Zu stellen und die darauf 
folgte Zahlungen mit den monatlichen Überweisungen 
gemäß § 1 dieser Verordnung an die nach § 4 des Ge-
werbesteuergesetzes hebeberechtigten Gemeinden zu über-
mitteln. 

f 

§ 11 

Zerlegung bel der Veranlagung 1945'- , 	, 
(1) Erstmalig findet wieder eine Zerlegung  in Zusam-

menhang mit der Verenlagung zur Gewerbesteuer für das 
• Kalenderjahr 1945 statt. Hierbei sind anzuwenden: • 

1. der .'§ 28 Abs, 2 des  Gewerbesteuergesetzes  mit der 
'Mafigabe,dáil VIM den VerhältnisSen am 31. Dezember 
1945 auSiugehen ist;'; 

2.. der k 20 des  Gewerbesteuergesetzes mit der MaBgabe, 
dali  die' Betrieliseinnahmen . oder Arbeitslöhne anzu-
setzen sind, die in der Zeit Vera 1. Januar bis zum 
30. juni 1946 erzielt oder gezahlt wurden. Der so er-

' mittelte Betrag istauf einen Jahresbetrag umzurechnen. 

(2) Auf•,Grund: der dm Zusammenhang mit der Ver-
anlagung , für..1045 durchgeführten Zerlegung werden festr. 
gesetzt und gemäß § 10 diespr. Verordnung erhoben: • 

1. vorläufig bis zur Durchführung  der Veranlagung für 
das Kalenderjahr 1946 die Vorauszahlungen auf die 
Gewerbesteuer nach cleni  Gewerbeertrag  und  Gewerbe-

„ kapital für das Kalenderjahr 1947; 

anzuwenden. 

(2) Die Festsetzung und Erhebung obliegt 'den -Finanz-
gminne, die f-ür  die pach § des Gewerbestenergesetses 
hebebereelltigtenN  Gemeinden örtlich zuständig sind. Die-
sen Fifianiäriateria hat da's Betrieladinanzamt, das 'die 
Zerlegung vornimmt  die Zerlegungsanteile mitzuteilen; 
die für die aidierhalb seines.BeiirkS gelegenen Gemeinclen 

. 	. 	. 
2. die Voranszablimgen. auf die , Gewerbesteuer nach dem 

Gewerbeertrag;,  und. :Gewerbekapital für das Kalender-
jahr 1946, soweit sie nach durchgeführter Zerlegung 
noch nicht fällig waren;, 

3: "Miter  deiÇ Vbraussetzurigen des § 5 Abs. 2 der Ver- 
' ordnung über die Erhebung der Gewerbesteuer in vereinfachter  Form die. Abseklußzahlung auf die Ge-

werbesteuer nach dem :Gewerbeertrag Und Gewerbe-
kapitel für das .Kalenderjahr 1945. ' 

d, 	,T,411ep...des, Abs.  2 Ziffer 2 und 3 ist Von' 
Betriebsfinanzpint. der  Gesamtbetrag  der Jahressteuer, 
die ven"Säintlieliere Betriebsstätten geschuldet "wird, auf 
Grund , dek Zerlegungsanteile nach den . Hebesätzen der 
beteiligten Gemeinden zu ermitteln. Von ihm ist der Be- 
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trag der entrichteten. oder f1igen. Vorauszahlungen.  ii  
Abzug ME bringen. Der verbIelbende Restbetrag ist aut 
die beteiligten Genteinden in. dem Verhältnis aufzubeilen, 
in dem die für. die beteiligten betneinden ermitteItim. 
Jahressteuerbetrage zueinander_ stehen. Die den einzelnen. 
Gemeinden hiernach zuzuteilenden Jahresbeträge *erden 
den fili diese Gemeinden zuztändigen Finanzämtern ge-
mäl3 § 10 dieser Verordnung mitgeteilt und von theses. 
erhoben. 

§12 

Verteilung der inz Ifelenderjahr 1946 au das Betriebs- 

. tenanzeret entrichteten  Gewerbesteuer 

Gewerbesteuerbetrege, die von Unternehmen  mit 
Betriebssteetten  ui mehreren Gemeinden oder Mit eirier 
mehrgemeind/fchen Betriebst5tte seit dera 1. „Tanner 1946 
°kule Beracksichtigung' der Zerlegung noch an das Be-
triebskinanzarrit entrichtet und-  von diesem im Wege der 
menatlichen elbereisting nach § 1 dieser Verordnung 
.der Gemeinde elbermitteIt warden sind, in 'deren Bezirle 
sich die Gescheftsleitung oder die -  wirtschaftlich bedeu-
tertdste Betriebsstätte des Unternehmens befindet, werden 
durch das Betriebsfinanzamt auf die beteiligten Ge-
meinclene in dem Verhältnis aufgeteilt, in dem die :tuf 

, Grund der ZerIegengsanteile nach den  Hebesätzen für 
die 6 eteiligteu Gemeinden zu ermittelnclen Jahresstetter-
b etreage zueinander steram. Debet sind die Ergebnisse der 
Ze.r/egting 'zu Grande' zu legen, die 'im Zusammenhang 
mit der Gewerbesfetterveraniagung für das Kalenderjahr 
1945 durchgeführt worden ist. 

(2) Das. Betriebsfmenzamt tent den beteiligten Gen:le:la-
den mit den Gesamtbetrag der von, den. betreffenden 
Unternebmen gezahlten Gewerbesteuerbetrage und .die 
davon auf die einzefiren beteiligteri Gemeinden entfalien-
den. Teilbeträge  sowie die Grundlagen der Aufteilung. 
Gegen elie'Mitteilung ist den beteiligten Gemeinden' ledigr  
lich „die Beschwerde (§ 30e der Reichsabgabenordnung) 
gegebene 

pl Auk Grund dieser Mitteilung haben die beteiligten 
Gemeinden den Ausgleich herbeizuführen. Bei Meinungs-
verschiedeeheiten zwischen den beteiligten Gemêinden 
entscheidet endgültig die obere-Gemeindeaufsichtsbeharde. 

(4) Erstmalig erfolgt -die Aufteilung der ohne Berück-
sichtigung der Zerlegung bis zu diesem Tage entrichteten 
Beträge gereeil Absatz 1 nach dem Staude vom 31.-März 

Das Betriebsfinanzamt hat die Mitteilungen an die 
beteiligten. Gemeinden bis Zum 30. April 1917 abzusenden. 

-Die sicie auf die  einzelnen Gemeinden beziehenden Fälle 
kannen,  mich in. je einer Sammelmitteilung zusamreen-
gefaBt  werden e Die Gemeinden haben den Ausgleich bis 
zum 20,.. axial le47-  oder innerhalb einer Frist durchzu-
führen, die von der oberen Gerneindeaufsichtzbeberde 
auf Antrag eater Gemeinde bestimmt werden kann. Nach 
dem 3L März 1947 an das  Betriebsfinanzamt entrichtete 
Gewerbesteúerbeträge im Sinne des Abs. 1 wer-cien far 

- jeden einzelnen  Fall alsbald pech ,der Entrichtung auf- 
- geteilt und zwischen den beteiligten Gemeinden ausge-

glichen. 

g 13 

Obere Gemeindeaufsichtsbehörde 

(l) Obere Gerneindeaufsichtsbeharde im Sinne  dieser 
,Verorcinung und ,des Efriffittrungsgesetzes eu den Real-
steuergesetzeń  ist der Regferuneprasident. 

(2) Wenn Wohngemeinden und  Betriebsgemeinden oder 
Gemeinden, zwischen denen ein Ausgieich gemiike e 12 
dieser Verortinung-herbeizuffihren ist, zu verschiedenen 
Ret'ertreg,sbeeirken ehdren, sa entscheidet als obere Ge-
meindeaufsichtsbefterde der Minister des Innem. 

Abschnitt 4 

Ortficher Geltangsberetek 

§ 14 

Gewerbesteuerausgteleh ner inner-halls des Landes 
Grofikessen 

zum Inkrafttreten einer anderWeitigen Begetting 
findet ein Gewerbesteuerausgleich zwischen Wohngemelae-
den und Betriebsgemeinden , nur innerhalb des Landes 
Großhessen statt, nicht jedoch auch lm Verhiltnis zu 
außerhalb des Landes Groehessen.  liegenden Wohn- end 
Betriebsgetneinden. 

§ 15 

Beschränkung tier Besteuerung auf Betriebsstettea 

Innerhalb  des Landes Grolikessen , 

(1) Befinclen.  sich :Betriebsstaften eines gewerblichen 
Unternehmens sowohl innerhalb als auch auBerhalla des 
Landes Grolehessen, so sind die Telle  de z Gewerbeertritgs 
und des Gewerbekapitals sowie der  Lohnsumme vur Ge-
werbesteuer heranzuziehen  die  auf innerhalb des Landed; 
Grol3hessen Regende Betriebsstatt eMfallere 

(2) Der der Gewerbesteuer hiernach unterliegende 1e41 
ist, soweit es .erforderlich ist, unter entsprechender An-
wendung der far die Zerlegung ge1teade» Bestimenungea 
(§ 28 bis 35 des Gewerbesteuergesetzes} zu errnitteln. 

(3) § 72 Ziffer 2 b der Reichsabgebeziordnurig &Wet 
entsprechencle Anwendung. 

Wiesbaden, den 28. November 1946. 

Großhes\sisches Staatsministerium 

Der Mini-  ster der  Finanzen 

Der luit der Fahrung  der Geschliffe Beauftragist 

Dr. Dr. Ran v. d.  Nah  mer 

Der Minister des Innern: 

Ziniakann 

Virordnung 
zur Durchfiihrung  des-eetzes  fiber die Er- 
richtung der Landeszentralbank Vele, Hessen 

vent 20. Dezember Mg 

Auf Grund des § 28 des Gesetzes Ober die Errichfuntg 
der Landeszentralbank von Hessen wire' verordnet: 

§ 

Zur 'Wahrnehmung der Rechte der Deutschen Reichs-
bank bei der Vermögensauseinandersetzung mit der 
Landeszentralbank ernennt der .Minister der Finanzen 
aus dem Kreise der bisherigen Beamten der Deutsehert 
Reichsbank  einen Treuhänder, der die /Deutsche Reichs-
bank vertritt und die ihr in Hessen verbleibenden Ob-
liegenheiten wahrzunehmen, hat. Rechtsverbindliche Er-
.klärulagen werden von dem Treuhänder unter der Bezeich-
nung „Deutsche Reichsbank — Der Treuhänder  in Hessen" 
abgegeben. 

§2 

Die Landeszentralbank von Hessen hat die Genetuni- 
gang der Militärregierung erhalten und ist ermSehtigt, 
sieh far -  eine eOlierganga. zeit, die spetestins mn 3. Mire 



(1) Bed dem Verwaltung.sgerichtShof und bei jedem 
Ve_rwaltungsgericht wird eine Geschäftsstelle eingerichtet. 

42) Jede Geseheftestelle wied mit einem oder mehreren 
likkamdsbeanaten sowie den erforderlichen weiteren Be-
areten und ilTrilfskraften besetzt. Einer der Beamten wird 
als Leiter der Geschlftsstelle bestellt. Das Nahere  fiber 
den Geschäftsgang bestimnit die GeschäftSordriurig des 
Gerichts. ' 

Aid Grund des § 139 in Verbindung mit den §§ l 19 
4.8 1e2 des Gesetzes über VerwaltungsgeriLis: 

bar keit vom 31. Oktober 1946 (GVB1. S. 194 ff) wird hier-
dureh verordnet: 

1. der Verwaltungsgerichtshof für das Land Hessen 
dem Sitz in Kassel; 

2. drei Verwaltungsgerichte: „ 
a) für den Regierungsbezirk Darmstadt mit dem Sitz 

in Daninstadt; 
b) für den Regierungsbezirk Kassel mit dem Sitz in 

Kassel; 
e) Air den Regierungsbezirk Wiesbaden mit dem Sitz 

in Wiesbaden. 

Artikel 1 (zu § 1) 

Es Werden errichtet: 

Artikel 2 (ze § 19) 

Ina GVB1 1946 Nr. 30431 finden sieh in dean dort ah-
gedruckten Bearntengesetz folgende Fehler bzw. Unstim-
migkeiten: 

S. 205 § 5: In Absatz 1 Zeile 4 muli , es heißen: eoder 
die in  noch  in Geltung". 

mit 	S. 211 § 56: in Zeile 3 muß es statt •„einschließlich" 
heißen einschliel3en": 	' 	 - 

S. 214 § 99: In Absatz 2 Zeile 8 muß es statt „2" Mit-
" gliedern „5" Mitgliedern heißen. 

S. 215 §.103a:  Absatz  1» mue tauten: 
„(1) Die kreisfreien etädte und die Landkreise haben 

das Recht, im Einvernehmen mit dem Direktor des zen-
tralen Pensonalamtes ein eigenes Personalamt einzurich-
ten. Das Nähere bestimmen die Ausführungsvorschriften." 

Der Abdruck der ,  „Kreisordnung ¡itr das Land Groß-
Hessen" in GVB1.1946,Nr.12, 5.101/105 Weist veischiedene 
Druckfehler auf, die wie folgt berichtigt  werden: 

S. 101: In § 1 Absatz 3 Zeile 3 mull es, statt „parr dem 
Kreis" heißen: „auf den Ereb". 

S. 103: In * 30 Abs. 2 Zelle 2 it an Stelle „oder" 9as 
Wort „ohne" zu setzen. 

S. 104i In § n Abs. 3  Zei  e 4 mile es sttt „Behebung" 
heißen:  „Belebung". 

Berichtigungen 
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4andipt, zur Erifillung Direr Aufgaben des Personals. 
und der Betriebseinrichtiuigen der Deutschen Reichsbank 
ru bedienen. 

§3 

Die Landeszentralbank bat eine Ereffnurigebilans nett 
dem Stande Vom 1. Januar 1947 aufzustellen =4 zu vale 
liffentlichen, sobald die ilberfühning der,Aktiva und Pas-

, siwi der Reichsbank,anstalten 1nBe&ei snit Genehreiß4n4 
der Militärre,glerung auf die tatideizentralbank gemäß 
§ 26 des Gesetzes so weit durchgeführt ist, 413 die 
stellung einer Eröffnungsbiranz möglich erscheint, jecloch 
spätestens ani 31. März 1947.  Für  die  Aufstellung  der 
Eröffnungsbilanz gilt § 12 Abs. 1 des Landeszentralbanke 
gesetzes entsprechend. Monatsausweise sind erst nach 

( .Aufstellung der Ereffining'sbilanz zu vereffentlichen. 
- 

§4 

,BÄS nim Erlaß lieseederet Durchführungsbestimmungen 
,genfäß § T Abs. 2 des Landeszentralbankgesetzet ernennt 
der Minister, der *Fin,artzen. auf 'Vorschlag des Hessischen 
Sparkassen- unddiroverbandes, des Hessen-Mitteliteird-

,schen Genessenschaftsverbandes, des Kurliessischen  Ves-
bade s tändlither Genossenschaften -  und ,des Ausschusses 
der 'Kreditinstitute in .Hessen je einen Vertreter des 
tiffejitlich-rechtlichen, der. genessenschaftlichen end der 

,priv.aten Kreditinstitute als vorläufige 1Vl1tglieder cies 
.Verwaltungsrates. Ihre Arritszeit endet spätestens am 
30. Juni 1947. = 

ellies-baden, den 20. Dezember 1946. 

. Hessisches Staatsministerium 

Der Minister der-Finaezen 

Der  mit  der Führung der Geschefte Beauftragte: 
Dr. Hell V.d. Nahmer 

Erste Vercirdnung 	 •••■ 

zur  • Ausführung des Gesetzes titter die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit 

vom 25. März 1947 

Artikel 3 feu if 48) 

LI 
An Stelle des Einsprevoin ist Beschwerde einnilegen, 

wenn der Landrat oder der Kreisaussebuil die nächste _ 
Where Behönle Jet. 	 • 

§ 2 
Auf d Be as - selewerdeverfahren linden die Vorsehritten 

der §§ 39 bis 42, 45 Ober das Einspruchsveriahren einn-
gumäße Anwendung. 

§ 3 
Die Beschwerde kann bei der Behärdee die den Ver-

waltungsakt erlassen hat, oder bei dem Landrat, vier 
bei dem Kreisausschue mit -der Wirkung eingelegt wer-
den, dali die Frist des § 39 Abs. 2 gewahrt wird. 

§ 4 

Die Behörde; die clan Verivaltungsakt erlassen hat, ist 
leekechtigt, der Beschwerde stattzugeben. Wenn W sie nach 
noclunaliger Prüfung den Verivaltungsaltt nufrechterhal-
ten will, legt sie die: Akten mit ihrer Stellungnatme dem 
Landrat bezw. - dem 1ereisausschisi3 vor. 

- 
	 f 5 

Der Bescheverdebeseheid ist zu begründen.  

Artikel 4  (zur § 102) 
Die Berufung gegen Urteile  ki  Streitigkeiten»  fiber 

Oftentliche Abgaben und Kosten sowie in Parteistreitige, 
kelten,  die ein,en Geldanspruch betreffen, ist nur zulds-
sig, wenn der Streitwert mindestens 100 RM beträgt, - 
es sei de,nn, daß in dem Streitverfahren eine Frage von 
grundsätzTicher Bedeutung zu entscheiden ist. 

, 	Artikel 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkündung  in 
Kraft. 

Wiesbaden, den 25. März 1947. 

Hessisches Staatsministerium 

Der Ministerpräsident: - 	Der Minister des Innern: 

Stock 	 Zinnkann 
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S. 104: In § 40 -Abs. 1 Zeile 4 it statt „elle Verwandte 
uad Verschwägerte" zu setzen.: „alle Verwandten und 
Verschwägerten", in Absatz 2 Zeile 2 statt „in welcher" 
„in welchen",. in Absatz 3 Zeile .1 statt „ein Kreisaus-
schni3" „der Kreisausschuß". - 

S. 105: In § 53 letzter Absatz muß es statt „Bestätt-
gcmg" heißen: „Genehmigung oder Bestätigung". 

S. 105: In '§ 59 Absatz 1 mull zwisdchen_ die Worte „Kean-
munalabgaben" und „des Finanzausgleichs" ein Komma 
gesetzt werden. 

S. 105: In § 59 Absatz 1 muß es statt „in der Reaisteuer-
anpassung" heißen: „und der Realsteuersnpassung". 

Gesetz zur Befreiung von NationalsOzialismus 
und Militarismus vom 5. März 1946 

(GVB1. 1916 Ni . 7/8) •  

Im Anschluß -an den englischen Wortlaut des Gesetzes 
wird Art. 11 Abs. II Satz 1 wie folgt berichtigt: 

Das Wort 
OE
,s o 1 r« wird durch das Wort ,OEuk u..0" er-

Setzt. Satz 1 hat damit ,folgenden. Wortlaut: 
Die Bewlihrungafrist mud mindestem 2 Jare und 1;011 

in der Regel nicht mehr als 3 Jaws betragea. 

Zweite Durchführungsverordnung zum Glesetz 
zur Beschaffung von Siedlungsland und zur 

Bodenref orni 
(GVBI. 194-I S. 11) 

-§ 16 Abs. (5) Zeile 5: 
An Stali von: „kräftig abgelehnt, so hat das  gemein-

. niitzige Siedlungs-" 
Ist: „zu ersetzen, dessert Höhe von der unteren Sled-
lungs-" 

einzufügen. 

Strafprozellordnung 1946 
GVBI. 1946 S.24 §  80e Zeile 8 	- 

statt: „Erziehungsanstalt" muß es heißen „Ergi-
ziehungsanstalt". 

GVB1. 1946 S.36 § 238 Abs. (2) Zeno 11 

statt „Sachleistung" muß es heiBen: „Saehleitungq. 

Dieser Rununer Rect Boll-age -Nr. k bel. 

MIN■■•••■ 1■1•111■110 

Fortlaufender Bezug nur durch die Postanstalten. Der Bezugspreis betragt vierteljahrlicb. EM 2.60 (einscliließl. RN/ —.28 Posizeitungs- und Verpackungsgebtilw), saizüglich RIVL --.36 Postzustellgebühr. Einzelstücke dieser Ausgabe  N. 4i  und Beilage Nr. 3,  können nur von dem Verlag: Wiesbaden, Langgasse 21, zum Preise yen ItM 1.— einschl. Versandknsten gegen Vorauszahlung auf Postscheckkonto: „Wiesbadener Kurier" -Nr.9819 Frankfurt/Main mit entsprechendem Be-Stellvermerk auf der Rtickseite des Zahlkartenabschnitts oder gegen Einsendung von Briefmarken bezogen  werden. Herausgegeben von der Hessischen Staatskanzlei. — Druck und Verlag: Wiesbadener Verlag GmbH., Wiesbaden, Langgasse 21. — Veröffentlieht water Zulasaung Ilr.18 der Nachrichtenkontrolle der Miiitarregierung. Auflage: 25 000,, 

30 


